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Es sind beschämende Bilder, die 
uns fast täglich aus Süditalien er-
reichen. Zu Tausenden kommen 
Flüchtlinge aus den Krisengebie-
ten von Afrika und dem Nahen 
Osten nach waghalsiger Fahrt an 
die Küste Europas. Viele sterben 
namenlos während der Überfahrt. 
Die meisten wollen weiter nach 
Norden, einige in die Schweiz, vie-
le nach Deutschland oder Skandi-
navien. 

Besonders betroffen macht das 
Schicksal der Kinder, die teilweise 
ohne ihre Eltern die Flucht nach 
Europa wagen. In der Schweiz stieg 
die Zahl der Asylgesuche von Kin-
dern und Jugendlichen von 212 im 
Jahr 2010 auf 795 im letzten Jahr. 
Ihre Heimatstaaten sind Eritrea, 
Somalia, Afghanistan und Syrien. 
Viele von ihnen leben in den 
Flüchtlingsheimen und verpassen 
neben der Jugendzeit auch noch 
die Chance für den Berufseinstieg. 
Andere leben illegal hier und müs-
sen mit der ständigen Angst, ent-
deckt zu werden, zurechtkommen. 
Nun soll mindestens jenen, die 
ohne Eltern in die Schweiz kamen, 
ermöglicht werden, in Pflegefami-
lien unterzukommen. 

In einigen Kantonen wird das 
Problem schlicht ignoriert, und es 
werden nicht einmal die Kinder-
schutzbestimmungen eingehalten. 
Dass diese Kinder in Familien und 
in die Schule kommen, statt im 
Durchgangsheim zu verelenden –  
wer soll da dagegen sein? Selbst 
bürgerliche Politiker setzen sich 
für die Idee ein. Doch so logisch 
die Massnahme auch scheint, viel 
mehr als eine Symptombekämp-
fung, von der einige zufällig Aus-
gewählte profitieren, ist das nicht. 
Mit der Verbesserung von ein paar 
Einzelschicksalen bei uns ändert 
sich überhaupt nichts an den Zu-
ständen von Millionen in den Her-
kunftsländern. 

Was noch schlimmer ist: Es ist 
zu befürchten, dass eine Sogwir-
kung entsteht, wenn die Regelung 
zu grosszügig ausfällt. Das muss-
ten letztes Jahr die USA erfahren. 
Dort versuchten innerhalb eines 
Jahres 60 000 Kinder illegal über 
die Grenze zu kommen. Ausge-
löst wurde die Massenbewegung 
aus dem Süden des Kontinents 

vom Gerücht, unter Barack Oba-
ma würden keine Kinder ausge-
wiesen. Über Monate hinweg 
strömten Minderjährige aus zen-
tral- und südamerikanischen Län-
dern über die texanische Grenze 
in die USA. Die steigende Zahl 
von elternlosen Kindern, die vor 
Armut und Drogenkrieg flohen, 

führte im südlichen Bundesstaat 
Texas zu einer humanitären Kri-
se. Das ging so weit, dass Obama 
persönlich an einem Treffen mit 
südamerikanischen Staatschefs 
seine Amtskollegen dazu auffor-
dern musste, in ihren Heimatlän-
dern die Botschaft zu verbreiten, 
die meisten der gestrandeten Kin-
der würden wieder ausgewiesen. 
Weil sie eben keine Flüchtlinge, 
sondern illegale Einwanderer sind, 
die vor der Armut in ihren Her-
kunftsländern flohen. 

Und so ist es auch mit den meis-
ten Flüchtlingen, die bei uns ein-
treffen. Natürlich kann man es nie-
mandem verübeln, wenn er aus 
Eritrea, Somalia oder Afghanistan 
in die Schweiz auswandern möch-
te, doch die meisten sind eigent-
lich Einwanderer, die auf ein bes-
seres Leben in der Schweiz hoffen 
und nicht wegen ihrer politischen 
Ansichten, ihrer Religion oder we-
gen der ethnischen Herkunft an 
Leib und Leben bedroht sind, wie 
es der offizielle Flüchtlingsbegriff 
eigentlich voraussetzt. 

Wohlverstanden, hier soll nicht 
gegen die Idee gewettert werden, 
einigen Flüchtlingskindern ein 
besseres Leben in der Schweiz zu 
bieten. Es geht nur darum, zu zei-
gen, dass man – will man wirklich  
etwas bewegen – bei der Hilfe vor 
Ort ansetzen muss.
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Nicht viel mehr als ein Tropfen  
auf den heissen Stein

Arthur Rutishauser über die Forderung, dass Flüchtlingskinder  
in Schweizer Pflegefamilien aufgenommen werden dürfen

Arthur Rutishauser, 
Chefredaktor

«Wenn man 
wirklich etwas 
bewegen will, 
muss man mit  
der Hilfe vor  
Ort ansetzen»
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Nun, ich bin keine eigentliche 
Freundin des Kommunismus. 
Die Gleichheit der Lebensbe- 
dingung aller Gesellschaftsmit- 
glieder ist zwar ein anzustreben-
des Ideal, das schon bei Platon 
als Idee gedacht und bei ur-
christlichen Gemeinden gelebt 
wurde. Doch wenn es darüber 
hinaus um die Einebnung aller 
Unterschiede geht, dann wird  
es schwierig für mich. Die Welt 
ist zu spannend, als dass man 
sie gleicher als nötig machen 
sollte.

Mehr Sympathie habe ich  
hingegen mit der Vorstellung 
oder eben Nicht-Vorstellung  
von Mode im Kommunismus.  
Es muss wunderbar sein, am 
Morgen vor dem Schrank zu  
stehen, blindlings hineingreifen 
zu können mit dem Wissen,  
immer korrekt angezogen 
zu sein und vor allem: 
nie  in Konkurrenz oder Ab­
grenzung mit den Mitmenschen 
zu stehen.

Oder etwa doch nicht? Stellen 
Sie sich nur schon den Einbruch 
in der Textilindustrie vor. Deshalb 
halte ich es mit Ovids «Principiis 
obsta – wehret den Anfängen!» 
und fordere die Kommunisten
jäger auf: Haltet die Augen  
offen! Denn die Gleichmacherei 
schleicht sich nicht von der  
erwarteten Seite in unsere  
Kleiderschränke. Nein, der 
Angriff kommt von bourgeoiser 
Seite.

Ich verstehe, wenn Sie mir 
nicht glauben, liebe Leserinnen 
und Leser. Doch nie würde ich 
etwas ohne Beweise behaupten. 
Beispiel gefällig? Kantonsregie-
rungen besuchen sich gerne  
gegenseitig und oft, um sich 
über Freuden und Leiden beim 
Regieren auszutauschen. Zur 
Vorbereitung eines solchen  
Besuches werden den Dele
gationen von eifrigen Stäben  
genaue Vorschriften gemacht. 
Nicht etwa was die Wortwahl 
betrifft, oh nein, es geht um 
Äusserlichkeit im Wortsinn.

Business casual oder festlich 
reichen da nicht aus, es wäre 
noch zu viel Individualität mög-
lich. «Hose, Blusenjacke, Shirt 
mit Jacke oder sportliches  
Kostüm, Strümpfe oder Socken, 
geschlossene dunkle Schuhe» 
dürfen es sein. Wobei das Zeug 
so getragen werden sollte, dass 
es die Persönlichkeit untermalt, 
lockere Geschäftsmässigkeit 
vorgibt und selbstsicher daher-
kommt. Wenn es dann festlich 
wird, dürfen Frauen auch offene 
Schuhe, aber bitte ohne Strümp-
fe, tragen, den Herren werden 
schwarze Schuhe mit schwarzen 
Socken befohlen. Und das Ganze 
sollte «wandlungsfähig» sein.

Noch warte ich auf die Befehls-
ausgabe, wohin ich mich  
wandeln sollte. Denken darf  
ich selber. Noch.  

Susanne Hochuli ist  
Regierungsrätin der Grünen  
im Kanton Aargau.

Der Kommunismus 
im Kleiderschrank

Hochuli

Ein Toaster. Die neue «Arena» spielt in einem 
riesigen Röstapparat. An den Wänden leuch-
ten rote Lichtschlangen wie Glühkörper. 
Im ovalen Studio ist es schummrig. Und mitten 
drin grilliert der Moderator seine Gäste,  
bis sie rote Köpfe haben.  

Das Schweizer Fernsehen hat die einstige 
Paradesendung aufgepeppt. Die 
«Arena», Mitte der Neunziger der 
grosse Hosenlupf für die 
Alphatiere im Land, ist kaum 
wiederzuerkennen. Nicht nur was 
das gewöhnungsbedürftige 
Toaster-Design betrifft. Es gibt 
auch weniger Studiogäste. Statt 
zwei Reihen mit Volksvertretern 
dürfen noch vier Politiker mittun, 
wobei das Fernsehen im Wahljahr besonders 
auf die parteipolitische Zusammensetzung 
achten will. Zur Premiere waren Vertreter von 
SVP, Grünliberalen, CVP und Sozialdemokraten 

geladen. Ausgewogener kann eine Sendung 
nicht sein.

Das vom neuen SRF-Aushängeschild Jonas 
Projer gewählte Thema Neutralität ist hoch 
relevant, aber weniger aufgeladen als vorgän-
gige Debatten wie Homo-Ehen oder Islam. 
Entsprechend akademisch und steif lief das 

Gespräch. Das mag auch daran 
liegen, dass sich die Protagonis-
ten nicht mehr gegenübersitzen, 
sondern wie Hühner im Stall ne-
beneinander auf der Stange. Wer 
dem Gegner in die Augen schau-
en will, muss den Kopf drehen.

Ohnehin leidet die neue «Arena» 
unter zu viel Ablenkung. Es ist 

wie beim Tombola-Abend der Jugendmusik: 
Lustige Gags, aber total überladen. Zwei Ex-
perten dürfen via Einspruchknopf falsche Aus-
sagen der Politiker entlarven. Dann blinken 

plötzlich die Toasterlampen auf, und ein Alarm 
ertönt. Oder der Moderator ruft die Gäste in 
den Prüfstand an ein Einzelpult und zwingt sie 
zu einer klaren Stellungnahme. Auch Video­
einspieler stören. In der Summe haben 
sich diese Neuerungen bei der Premiere als 
Debattenkiller herausgestellt. Die neue 
«Arena» hat zwar mehr Tempo als die alte, sie 
kommt ohne Gejohle von den Rängen aus. 
Aber die Institution hat mehr verdient. In einer 
Sendung mit diesem Namen muss dem direk-
ten Schaugefecht zweier Politiker mehr Platz 
eingeräumt werden. Sie sollen austeilen, 
Dampf ablassen, Krach machen, abwehren, 
einstecken. Nur so kann es funktionieren.  
Alles andere ist Spielerei. 

Tombola am Freitagabend

Medienmacher

medienmacher@sonntagszeitung.ch

«Sie sollen 
austeilen, 
Dampf ablassen, 
Krach machen, 
abwehren»

Simon Bärtschi, Mitglied der  
erweiterten Chefredaktion
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